Prüfung der Stellvertretung

Obersatz: G (der Geschäftsherr) hat selbst keine Willenserklärung abgegeben. Es könnte aber eine Willenserklärung des S (Stellvertreter) gem. § 164 Abs. 1 S.1 ( =Ausgangsnorm!) unmittelbar für und gegen G wirken

Voraussetzungen: Dafür müsste der S innerhalb der ihm zustehenden Vertretungsmacht eine Willenserklärung im Namen des G abgegeben haben.

1. eigene Willenserklärung des Stellvertreters

D.h. zum einen, dass der Tatbestand und die weiteren Willenserklärung vorliegen müssen, und zum anderen, dass nicht bloß eine Willenserklärung des Geschäftsherrn übermittelt wird (dann würde es sich um eine Botenschaft handeln), sondern der Vertreter einen eigenen Willen bildet und erklärt.

Geschäftsunfähige können nach §§ 104, 105 nicht als Stellvertreter handeln, für beschränkt Geschäftsfähige gilt § 165.

Wenn eigene WE -, Botenstellung prüfen!

2. Handeln in fremdem Namen 

Die Stellvertretung muss grundsätzlich offenkundig sein, d.h. es muss für den Vertragspartner erkennbar dass der Vertreter nicht für sich selbst, sondern für einen anderen handelt. Dies kann sich gem. § 164 Abs. 1 S. 2 sowohl aus der ausdrücklichen Erklärung des Vertreters als auch den Umständen (z.B. Angestellter in einem Geschäft) ergeben
Dieses Offenkundigkeitsprinzip gilt aber bei weitem nicht uneingeschränkt – bei den sog. Geschäften für den, den es angeht, und Bargeschäften des täglichen Lebens gilt, weil es in diesen Fällen dem Geschäftspartner egal ist, mit wem der Vertrag zustande kommt, der Vertrag als mit dem Vertretenen geschlossen.

P: Handeln unter falschem und unter fremdem Namen

Wenn kein Handeln in fremdem Namen (und nicht nur nach Ansprüchen gegen den Geschäftsherrn gefragt ist), Anspruch aus Vertrag gegen den (vermeintlichen) Vertreter prüfen)!
3. Vertretungsmacht
a) Vorliegen der Vertretungsmacht

Unter Vertretungsmacht ist die rechtliche Befugnis, mit unmittelbarer Wirkung für einen anderen Willenserklärungen abzugeben oder zu empfangen, zu verstehen.
Es kann sich dabei um eine gesetzliche Vertretungsmacht (z.B. § 1629 BGB, § 49 HGB) handeln oder um eine Vollmacht, d.h. (Legaldefinition in § 166 Abs. 2 S. 1) eine rechtsgeschäftlich erteilte Vertretungsmacht.

Die Erteilung der Vollmacht ist in § 167 geregelt, das Erlöschen in § 168. 
Oft beruht die Vollmacht auf einem Grundverhältnis (z.B. Arbeitsvertrag oder Auftrag). In solchen Fehlen ist der Grundsatz der Abstraktheit der Vollmacht zu beachten. Dieser besagt, dass die Vollmacht grundsätzlich in ihrer Wirksamkeit von dem Grundgeschäft unabhängig ist. Dieser Grundsatz wird allerdings gleich in § 168 S. 1, demzufolge sich das Erlöschen der Vollmacht nach dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis bestimmt, wieder durchbrochen.
b) Handeln im Rahmen der Vertretungsmacht
Der Vertreter darf seine Vertretungsmacht nicht überschritten haben. Vor allem hierbei ist aber darauf zu achten, dass es allein auf den Umfang der Vertretungsmacht, also das rechtliche Können, und nicht das nach dem Grundverhältnis Zulässige, also das rechtliche Dürfen, ankommt.

Wenn Vertretungsmacht fehlt oder Vertreter nicht in ihrem Rahmen handelt (und nicht nur nach Ansprüchen gegen den Geschäftsherrn gefragt ist), Anspruch gegen den Vertreter aus § 179 prüfen!
